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Einigung der Ampel-Regierung über Eckpunkte 
der Wachstumsinitiative: vbw Bewertung 

Wachstumsinitiative zeigt eine grundlegende Veränderung des Mind-Sets 
der Ampel-Spitzen 

1 Fazit 

Das Bundeskabinett hat am 17. Juli 2027 die Eckpunkte der Wachstumsinitiative verab-
schiedet. Durch die Wachstumsinitiative soll das BIP im Jahr 2025 um einen halben Pro-
zentpunkt bzw. 26 Milliarden Euro steigen.  
 
Die Wachstumsinitiative zeigt eine grundlegende Veränderung des Mind-Sets der Ampel-
Spitzen. Erstmals werden grundlegende Struktur- und Wachstumsprobleme des  
Wirtschaftsstandorts Deutschland anerkannt.  
 
Die Wachstumsinitiative enthält eine ganze Reihe von richtigen Maßnahmen sowie Maß-
nahmen, die in die richtige Richtung weisen. Besonders positiv werten wir etwa die Ver-
besserung der Abschreibungsmöglichkeiten für die Unternehmen, die Verringerung der 
kalten Progression, höhere Arbeitsanreize für Bürgergeldempfänger und die Maßnahmen 
zur Dämpfung der Strompreise sowie zum Bürokratieabbau. 
 
Grundsätzliche, notwendige Reformen des Sozialstaats und der Sozialen Sicherungssys-
teme werden aber nicht angegangen. Kritisch sehen wir zudem insbesondere die Ankündi-
gung, dass man an der Einführung des bürokratietreibenden Tariftreuegesetzes festhalten 
will. Das konterkariert die Bemühungen zum Bürokratieabbau. 
 
Die zentrale Frage ist, inwieweit die Maßnahmen der Wachstumsinitiative am Ende tat-
sächlich umgesetzt werden. Insgesamt bleiben daher die die parlamentarischen Beratun-
gen abzuwarten.  
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2 vbw Bewertung der einzelnen Maßnahmen im Detail 

Kapitel Vorhaben vbw Bewertung 

I. Wettbewerbsfähigkeit stärken: Investitionen anreizen, Rahmenbedingungen verbessern 

I Nr. 1 Abschreibungsbedingungen verbes-
sern 
a. Degressive Abschreibung bis 

2028 verlängern und Satz von 
20 Prozent auf 25 Prozent anhe-
ben. 

b. Reform der Sammelabschrei-
bungen durch Einstieg in die 
Pool-Abschreibung (Anhebung 
auf 5.000 Euro). 

Zustimmung zu beiden Maßnahmen. 
 
a. erleichtert Investitionen in beweg-
liche Wirtschaftsgüter. 
 
 
b. mindert bürokratischen Aufwand. 

I Nr. 2 Forschungszulage ausweiten: 
Bemessungsgrundlage für For-
schungszulage um weitere 2 Millio-
nen Euro auf 12 Millionen Euro aus-
weiten. 

Zustimmung. 
Trotzdem ist Forschungsförderung im 
internationalen Vergleich noch zu ge-
ring. 

I Nr. 3 Kalte Progression vermeiden: 
Effekte der kalten Progression auch 
für die Jahre 2025 und 2026 vermei-
den; Tarifeckwerte entsprechend  
verschieben. 

Zustimmung. 
Sollte allerdings eine Selbstverständ-
lichkeit sein, um verdeckte Steuerer-
höhung zu vermeiden. 

I Nr. 4 Intelligente Wirtschaftsförderung 
mit privatem Kapital, KfW möglichst 
haushaltsschonend nutzen, insbe-
sondere: 
a. Zinsverbilligte Kredite statt Zu-

schüsse 
b. Risikoübernahme bei Produkti-

onsausweitung 
c. Eigenkapital-Transformations-

fonds für Mittelstand 
 

Zustimmung. 
Private Kapitalgeber einbinden, ist 
richtig. 

 
 

a. Zwar haushaltschonend, für Unter-
nehmen sind zinsverbilligte Kredite 
aber weniger attraktiv 
b. Zustimmung: erleichtert Wachs-
tumsfinanzierungen 
c. Zustimmung: mit Transformations-
fonds Bayern vergleichbar 

I Nr. 5 E-Mobilität Zustimmung  
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Ausbau flächendeckender, bedarfs-
gerechter und nutzerfreundlicher 
Tank- und Ladeinfrastruktur (bis 
2025 9.000 Schnelladepunkte an 
1.000 verkehrsgünstigen Standorten 
wie Autobahnen und Bundesstra-
ßen sowie in städtischen und ländli-
chen Gebieten). 
 
Technologieoffenheit. Folgende 
Maßnahmen beziehen sich sowohl 
auf vollelektrische Fahrzeuge als 
auch vergleichbare Nullemissions-
fahrzeuge (z.B. solche, die vollstän-
dig mit E-Fuels angetrieben werden) 
a. Rückwirkend zum 01. Juli 2024 

Sonder-Abschreibung für Unter-
nehmen für neu zugelassene 
vollelektrische und vergleich-
bare Null-emissionsfahrzeuge; 
gilt für Neuzulassungen bis Ende 
2028. 

b. Erhöhung des Deckels für den 
Brutto-Listenpreis von 70.000 
Euro auf 95.000 Euro bei der 
Dienstwagenbesteuerung für E-
Fahrzeuge. 

c. Steuerliche Gleichstellung von 
ausschließlich mit E-Fuels be-
triebenen Kraftfahrzeugen mit 
vollelektrischen Fahrzeugen. 

zum Ausbau Tank- und Ladeinfra-
struktur. 

 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur technologieoffenen 
Förderung. 

I Nr. 6 Baukosten senken und Wohnungs-
neubau stärken: 

- Energetische Standards ab-
bauen, wo eingesparte 
Emissionen nicht im Verhält-
nis zu entstehenden Kosten 
stehen.  

- Bestehende Bürokratiean-
forderungen u.a. auf Grund-
lage des laufenden Praxis-
Checks Bauwirtschaft 

Zustimmung zu allen Maßnahmen. 
 
Es fehlen allerdings die folgenden 
Maßnahmen: 
− konkrete Umsetzungsvorhaben 

zu den mit beachtlichem Kosten-
senkungspotenzial verbundenen 
Maßnahmen mit energetischem 
Bezug, 

− förderpolitische Ansätze, 
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reduzieren, auch für ökolo-
gische und nachhaltige Bau-
stoffe. 

- Aufstellen von Bauleitplä-
nen in den Gemeinden ver-
einfachen.  

- Durch Rahmengenehmigun-
gen im Baurecht Umnutzung 
in Städten deutlich vereinfa-
chen.  

- Vereinfachung der Prozesse 
und Genehmigungsverfah-
ren zum Ausbau von Dach-
geschossen und zur Dach-
aufstockung auch in Woh-
nungseigentümergemein-
schaften.  

- Entfall verbliebener Schrift-
formerfordernisse bei digi-
talen Bauanträgen.  

 
Konkrete Vorhaben u.a. im Rah-
men der Novelle des Baugesetz-
buches: 

 
a. Beschleunigung von Bebauungs-

planverfahren durch Einführung 
von Fristen und Straffung der 
Umweltprüfung, 

b. Durchgehende Digitalisierung 
des Bauleitplan- und des Bauge-
nehmigungsverfahrens bis hin 
zur Bekanntmachung, 

c. Weiterentwicklung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans 
mit Flexibilität von städtebauli-
chen Festsetzungsmöglichkei-
ten, 

d. „Innovationsklausel“ für verein-
fachte Umstellung von Be-
standsplänen auf die aktuelle 
Baunutzungsverordnung, 

Impulse zum Abbau der speziel-
len Hindernisse für den Bau von 
Wohnungen für Beschäftigte. 
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e. Vereinfachung der Beprobung 
von Bodenaushub zur Beschleu-
nigung von Baumaßnahmen und 
Reduzierung von Baukosten, 

Vorlage einer Leitlinie und Prozess-
empfehlung, um das Bauen im 
Sinne des Gebäudetyps E zu beför-
dern, entsprechende Anpassung des 
Bauvertragsrechts im Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB). 

I Nr. 7 KI-Rechenzentren ausbauen Zustimmung. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
auch der zügige Ausbau der weiteren 
digitalen Infrastruktur 

I Nr. 8 Filmproduktions- und Games-Stand-
ort stärken  
 
- Filmproduktionsstandort: Ein-

führung einer Anreizförderung 
über eine gemeinsame von 
Bund und Ländern finanzierte 
Filmförderzulage 
 

- Games-Standort: Anreizförde-
rung über eine  
gemeinsam von Bund und Län-
dern finanzierten Förderzulage 
stärken 

Zustimmung. 

I Nr. 9 Nationale Pharmastrategie ambitio-
niert umsetzen 

Teilweise Zustimmung.  
Die Stärkung der Pharmaindustrie am 
Standort Deutschland ist wirtschafts-
politisch und mit Blick auf die Versor-
gungssicherheit zu begrüßen. Wenn 
die Kosten jedoch auf die gKV und 
pKV umgelegt werden (vgl. verdeckte 
Erstattungspreise im Zuge des Mediz-
inforschungsgesetztes), ist dieses ab-
zulehnen.  

I Nr. 10 Rohstofffonds bei KfW auflegen. Zustimmung. 



 

Seite 6 18.07.2024 

 

Diversifizierte Finanzierung von Pro-
jekten entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette kritischer minerali-
scher Rohstoffe wird geprüft. 

Neue Projekte in Deutschland können 
trotz finanzieller Risiken leichter er-
möglicht werden; neue Form der Risi-
koabsicherung bei der Förderung von 
Rohstoffprojekten. 

I Nr. 11 Stärkung der Diversifizierung der 
Handelsströme durch den Abschluss 
umfassender Wirtschaftsabkom-
men. Einsatz für mehr EU-only-Frei-
handelsabkommen sowie für klei-
nere Abkommen für den Handel mit 
spezifischen Gütern. 

Zustimmung. 
Wir begrüßen den Abschluss weiterer 
Freihandelsabkommen sowie alle 
Wege, die Prozesse zu vereinfachen 
und zu beschleunigen.  
 
Bei EU-only-Abkommen ist allerdings 
zu berücksichtigen, dass darin keine 
Investitionsschutzthemen vereinbart 
werden können. Diese müssten we-
gen der nationalen Zuständigkeit in 
einem separaten Abkommen geregelt 
werden. 

   

II. Unternehmerische Dynamik stärken: Unnötige Bürokratie abbauen 

   

II. 12. a. Festlegung eines Belastungs-
Abbaupfades. Die Belastung 
aus sämtlichen Bundesgeset-
zen soll jährlich insgesamt ab-
nehmen. 

Zustimmung.  
Der Belastungspfad sollte gesetz-
lich über eine „Soll“-Vorschrift 
hinaus verbindlich mit Fokus auf 
Belastungen für die Wirt-
schaft/Unternehmen festge-
schrieben werden.  

II. 12. b. Die zum Bürokratieentlastungs-
gesetz IV eingegangenen Vor-
schläge der Verbände werden 
nochmals geprüft. Weitere 
nicht notwendige Schriftfor-
merfordernisse werden abge-
schafft. 

Zustimmung.  
Die bisher unbeachteten Vor-
schläge der Verbände umfassen 
insbesondere auch noch nicht 
umgesetzte Schriftformerleichte-
rungen. 

II. 12. c. Einführung von zwei Praxis-
checks pro Ressort für das Jahr 

Zustimmung.  
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2024. Pro Praxischeck mindes-
tens zwei Bürokratieentlas-
tungsmaßnahmen.  

Erforderlich ist zudem die ste-
tige, jahresunabhängige Einfüh-
rung von Praxischecks. Erforder-
lich wären darüber hinaus ress-
ortunabhängig Praxischecks pro 
jeweiligem Gesetzesvorhaben.  

II. 12. d. Verpflichtung der Ressorts zu 
einem Abbau von Nachweis- 
und Berichtspflichten im jewei-
ligen Geschäftsbereich mit klar 
überprüfbaren Abbauzielen 
und Zeitpfaden.  

Zustimmung.  
„Überprüfbarkeit“ der Zielerfül-
lung ist aber unzureichend – er-
forderlich ist eine tatsächliche 
Überprüfung durch öffentliche 
Berichtspflicht der Ressorts über 
den konkreten Zielerreichungs-
grad.  

II. 12. e. Einrichtung eines Online-Büro-
kratieentlastungsportals, mit 
dem Wirtschaft, Bürger und 
Verwaltung die Möglichkeit ha-
ben sollen, Bürokratieabbau 
vorzuschlagen. Wenn der NKR 
die Vorschläge unterstützt, be-
darf die Ablehnung einer be-
sonderen Begründung durch 
die Bundesregierung. 

Zustimmung. 

II. 13. a. Datenschutz: Für bestimmte 
Branchen/Sektoren wird mit 
den Ländern vereinbart, die Zu-
ständigkeit bei der Aufsichtsbe-
hörde eines Landes zu konzent-
rieren, damit es bundesweit für 
die Unternehmen eine Aufsicht 
und damit u. a. eine einheitli-
che Ansprechstelle mit beson-
derer Expertise für komplexe 
Fragestellungen gibt. Ziel ist es, 
die Abläufe insgesamt effizien-
ter zu gestalten. 

Enthaltung.  
Eine Aufteilung nach Branchen 
halten wir angesichts der Kom-
petenz und guten Zusammenar-
beit mit dem BayLDA nicht für 
notwendig. 

II. 13. b. Stärkere bundesweite Verein-
heitlichung der Anwendung des 
Datenschutzrechts durch 

Enthaltung. 
In Bayern besteht insoweit kein 
Handlungsdruck. Der föderale 
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verbindliche Beschlüsse der Da-
tenschutzkonferenz; damit 
Rechtsunsicherheiten und bü-
rokratischer Aufwand für Un-
ternehmen reduziert werden 
und die Unternehmen sich in-
nerhalb von Deutschland auf 
eine möglichst einheitliche An-
wendung durch die verschiede-
nen Aufsichtsbehörden der 
Länder verlassen können. 

Aufbau und die Unabhängigkeit 
der einzelnen Datenschutzbehör-
den in ihren Entscheidungen 
kann angesichts der Kompetenz 
und guten Zusammenarbeit mit 
dem BayLDA beibehalten wer-
den. 

II. 13. c. Erhöhung der Schwelle ab der 
Unternehmen einen Daten-
schutzbeauftragten bestellen 
müssen von derzeit 20 Mitar-
beitenden auf 50 Mitarbei-
tende. 

Zustimmung. 

II. 13. d. Erweiterung der Verarbeitungs-
möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Datengrundlage für 
politische Entscheidungen in 
Bund, Land und Kommune. 

Zustimmung. 

II. 13. e. Präzisierung und Konkretisie-
rung im nationalen Recht im 
Rahmen der Datenschutz-
grund-Verordnung (DSGVO) zur 
Erhöhung der Rechtssicherheit 
und zur Erleichterung der An-
wendung. 

Zustimmung. 
Sofern die Konkretisierung wirt-
schaftsfreundlich und nicht ein-
schränkend erfolgt. 

II. 13. a. 
und b. 
 

Auf europäischer Ebene wird 
sich die Bundesregierung dafür 
einsetzen, dass 
a. die Anwendung und Durch-

setzung der DSGVO auf eu-
ropäischer Ebene mit dem 
Ziel der Vereinfachung har-
monisiert und die Zusam-
menarbeit der Aufsichtsbe-
hörden der Mitgliedsstaa-
ten (insbesondere im 

Zustimmung. 
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Europäischen Datenschutz-
ausschuss) verbessert wird 
und  

b. die Europäische Kommis-
sion ambitioniert prüft und 
entsprechende Vorschläge 
dazu vorlegt, für welche 
Drittländer, Gebiete, inter-
nationale Organisationen 
oder spezifische Sektoren 
in Drittländern ein gemäß 
DSGVO angemessenes 
Schutzniveau beschlossen 
werden kann, um den in-
ternationalen Datentrans-
fer zu vereinfachen. 

II. 14. Umsetzung der im Net Zero Act 
vorgesehenen verkürzten Ge-
nehmigungsverfahren und 
staatlichen Subventionen für 
bestimmte „Netto-Null-Tech-
nologien“: Photovoltaik, Wind-
energie, Wärmepumpen, Bat-
terien, Elektrolyseure. 

Zustimmung. 

II. 15. Lieferkettensorgfaltspflicht 
pragmatisch umsetzen durch 
bürokratiearme Umsetzung der 
Europäischen Lieferkettenricht-
linie (CSDDD); verbindliche 
Standards zur Abfrage von In-
formationen von KMUs bzgl. ih-
rer Lieferketten. 

Zustimmung.  
Es gilt, möglichst rasch das natio-
nale Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz gemäß den Vor-
gaben der CSDDD anzupassen, 
um Klarheit für die Betriebe zu 
schaffen und unnötige Belastun-
gen zu verhindern. Grundsätzlich 
zu begrüßen sind auch die Pläne, 
besser zu definieren, welche In-
formationen KMU zu ihren Lie-
ferketten bereitstellen müssen. 
Ob verbindliche Standards hier 
allerdings hilfreich und praxis-
tauglich sind, bleibt abzuwarten. 
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II Nr. 16. Steuerrecht vereinfachen 
Potentiale zur Vereinfachung 
für Steuerpflichtige und Ver-
waltung heben und digitalen 
Zugang zum Steuerrecht er-
leichtern.  
Prüfung der für Juli erwarteten 
Vorschläge der Experten-Kom-
missionen „Vereinfachte Unter-
nehmenssteuer“ und „Bürger-
nahe Einkommensteuer“; bei 
positivem Ergebnis noch in die-
sem Jahr Umsetzung in einem 
Gesetzesvorhaben. 

Endgültige Bewertung ist erst 
nach Vorlage konkreter Vorstel-
lungen möglich. 
Dem grundsätzlichen Ziel ist zu-
zustimmen, allerdings springt es 
zu kurz, da nur eine Vereinfa-
chung, nicht aber eine wettbe-
werbsgerechte Entlastung der 
Unternehmen vorgesehen ist.  

II. 17. Beschleunigung der Exportkon-
trolle durch Digitalisierung, 
durch Stärkung von Sammelge-
nehmigungen und Höchstbe-
tragsgenehmigungen sowie 
durch ein neues sog. Erklärver-
fahren. 

Zustimmung. 

II. 18. Vergaberecht vereinfachen und 
Tariftreue stärken. 

Zustimmung 
zur Vereinfachung, Beschleuni-
gung und Digitalisierung des 
Vergaberechts. 
 
Ablehnung  
eines Bundestariftreuegesetzes. 
Ein solches Gesetz bewirkt genau 
das Gegenteil der mit der 
Wachstumsinitiative beschriebe-
nen Ziele: Bürokratie wird er-
höht, Unternehmen werden vom 
Markt ausgeschlossen, insbeson-
dere die explizit benannten 
„Start-ups“ wenden keine Tarif-
verträge an. Sie bleiben damit 
bei der öffentlichen Auftrags-
vergabe außen vor. 

II Nr. 19 Kreislaufwirtschaft entfesseln Zustimmung 
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− Abfallende-Verordnung für 
mineralische Baustoffe, 
mit Ziel effektiverer Wie-
derverwertung der Materi-
alien  

− Novelle der Gewerbeab-
fallverordnung mit Ziel 
praktikableren Vollzugs 

− Digitalisierungsinitiative 
zum Austausch notwendi-
ger Daten zur Schließung 
von Stoffkreisläufen  

− Reallabore für Innovatio-
nen 

− Chemisches Recycling als 
Ergänzung zum etablierten 
mechanischen Recycling  

− Nationale Kreislaufwirt-
schaftsstrategie zur Bün-
delung von Maßnahmen 

zu den Vorhaben/Zielen; kon-
krete Umsetzung bleibt abzuwar-
ten. 

   

III. Dynamisierung durch bessere Arbeitsanreize und mehr Fachkräfte 

   

III. 20. a. Damit sich Mehrarbeit aus-
zahlt, werden Zuschläge für 
Mehrarbeit, die über die tarif-
lich vereinbarte Vollzeitarbeit 
hinausgehen, steuer- und bei-
tragsfrei gestellt. Als Vollzeitar-
beit gilt dabei für tarifliche Re-
gelungen eine Wochenarbeits-
zeit von mindestens 34 Stun-
den, für nicht tariflich festge-
legte oder vereinbarte Arbeits-
zeiten von 40 Stunden. 

Ablehnung.  

 
Die Logik der bestehenden Tarif-
verträge muss berücksichtigt 
werden. Das Kennzeichen flexib-
ler Arbeitszeitmodelle ist gerade 
die Vermeidung von (teurer) zu-
schlagspflichtiger Mehrarbeit. 
Das Festmachen der Mehrarbeit 
an einer starren tariflichen Wo-
chenarbeitszeit liegt fern der Re-
alität in den Tarifverträgen und 
Betrieben.  

 
Eine Umsetzung dürfte zudem– 
auch infolge der notwendigen 
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Anti-Missbrauchsregelungen – 
bürokratietreibend sein. 

III. 20. b. Die Bundesregierung wird ei-
nen neuen steuerlichen Anreiz 
zur Ausweitung der Arbeitszeit 
von Teilzeitbeschäftigten schaf-
fen: Wenn Arbeitgeber eine 
Prämie für die Ausweitung der 
Arbeitszeit zahlen, wird die 
Bundesregierung diese Prämie 
steuerlich begünstigen. Miss-
brauch werden wir ausschlie-
ßen. 

Stark eingeschränkte Zustim-
mung. 
Aus steuerlicher Perspektive er-
scheint eine Begünstigung ent-
sprechender Einmal-Prämien un-
kritisch. Allerdings darf der dabei 
für Anti-Missbrauchsvorschriften 
erforderliche Aufwand nicht un-
terschätzt werden; neben Doku-
mentationspflichten dürfte es 
auch zu einer längerfristigen Bin-
dung beider Vertragspartner an 
die längere Arbeitszeit kommen, 
was Flexibilität kostet. 

 
Aus Perspektive der Arbeits-
kräfte- und Fachkräftesicherung 
ist weniger Teilzeit sicherlich zu 
begrüßen. Allerdings wäre es 
sinnvoller und zielgerichteter, 
bestehende Fehlanreize bspw. 
bei den Midi-Jobs abzubauen, 
anstatt neue Prämien einzufüh-
ren. 

III. 20. c. Die Bundesregierung wird eine 
begrenzte Möglichkeit zur Ab-
weichung von den derzeit be-
stehenden Regelungen des Ar-
beitszeitgesetzes hinsichtlich 
der Tageshöchstarbeitszeit 
schaffen, wenn Tarifverträge 
oder Betriebsvereinbarungen 
auf Grund von Tarifverträgen 
dies vorsehen. Die Regelung 
wird befristet und evaluiert. 
Wir wollen bei der Weiterent-
wicklung des Arbeitsrechts Ver-
trauensarbeitszeit auch zukünf-
tig möglich machen. 

Stark eingeschränkte Zustim-
mung.  
Die Tageshöchstarbeitszeit steht 
einer flexiblen Verteilung der 
Wochenarbeitszeit im Wege und 
ist somit ein Hemmnis bei der 
Vereinbarkeit von Privatleben 
und Beruf. Sie muss für alle Ar-
beitsverhältnisse abgeschafft 
werden, nicht nur für tarifgebun-
dene.  
 
Bei der Arbeitszeiterfassung 
müssen alle Flexibilisierungs-
möglichkeiten des EU-Rechts 
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genutzt werden. Die bisher be-
kannten Überlegungen des 
BMAS werden dem nicht ge-
recht. 

III. 20. d. In den vergangenen Jahren 
blieb ein immenses Potenzial 
des Arbeitsmarktes auch auf-
grund des erhöhten Kranken-
standes der Arbeitnehmenden 
ungenutzt. Die Bundesregie-
rung wird die während der 
Corona-Pandemie geltenden 
Sonderregelungen zur telefoni-
schen Krankschreibung durch 
Arztpraxen überprüfen und ggf. 
im Rahmen einer möglichst bü-
rokratiearmen Lösung anpas-
sen. 

Zustimmung.  
Mit Blick auf den außergewöhn-
lich hohen Krankenstand besteht 
hier dringender Handlungsbe-
darf, um eine missbräuchliche 
Nutzung auszuschließen. 

III. 21. Frauenerwerbstätigkeit stär-
ken.  
 
Ein ausreichendes Angebot an 
Kinderbetreuungsplätzen ist 
ein wichtiger Baustein, um jun-
gen Eltern, insb. Frauen, eine 
bessere Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf zu ermögli-
chen. Mit dem KiTa-Qualitäts-
gesetz 2 leistet der Bund auch 
einen Beitrag zur Angleichung 
der Qualitätsniveaus in der 
frühkindlichen Bildung. 
 
Einen Beitrag zu mehr Frauen-
erwerbstätigkeit soll die Über-
führung der Steuerklassenkom-
bination III/V in das Faktorver-
fahren der Steuerklasse IV leis-
ten. Die Bundesregierung wird 
gemeinsam mit den Ländern 
prüfen, wie diese Umsetzung 

Zustimmung.  
 
 
Eine hohe Qualität bei der Be-
treuung ist grundlegend. Priori-
tät sollte aber zunächst die 
Schaffung von ausreichenden Be-
treuungsplätzen in allen Alters-
stufen haben.  
 
 
 
 
 

 
Zustimmung. 
Das Vorhaben erfordert aller-
dings eine einfache digitale Lö-
sung. Das heute schon wählbare 
Faktorverfahren ändert die Steu-
erlast gemeinsam veranlagter 
Partner nicht, teilt sie aber un-
terjährig gerechter auf. Als 
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möglichst zeitnah und deutlich 
schneller als bis zum bisher avi-
sierten Jahr 2030 erfolgen 
kann. 

Standardverfahren gelingt das 
angesichts der Masse betroffe-
ner Fälle nur bei verlässlich auto-
matisierter Information der je-
weiligen Arbeitgeber über die 
Einkommensverhältnisse beider 
Partner in Verbindung mit ent-
sprechenden digitalen Prozessen 
in allen Unternehmen und bei 
der Finanzverwaltung. 

III. 22 
 

Finanzielle Vorteile der Auf-
nahme und Ausweitung von Er-
werbsarbeit stärken: 
− Anschubfinanzierung im 

Bürgergeld 
− Schritte zur Abschmelzung 

der Transferentzugsraten 
einleiten 

 
 
 

Zustimmung.  
Es ist positiv anzuerkennen, dass 
die negativen Erwerbsanreize im 
Transfersystem gesehen werden 
und abgebaut werden sollen. 
Noch ist aber unklar, wie diese 
Maßnahmen konkret umgesetzt 
werden sollen 
 

III. 22 Finanzielle Vorteile der Auf-
nahme und Ausweitung von Er-
werbsarbeit stärken: 
Reform der Hinzuverdienst-
grenzen in der Hinterbliebe-
nenrente 
 

Ablehnung.  
Hierbei kommt es zu einer Leis-
tungsausweitung in der Renten-
versicherung, der nicht zwangs-
läufig eine Bedürftigkeit gegen-
übersteht. 

III. 23 Erwerbsanreize im Bürgergeld-
bezug stärken: 
− Anpassung der Regelungen 

für die Zumutbarkeit von 
angebotener Arbeit (z. B. 
bezgl. der Entfernung) 

− Verschärfung der Mitwir-
kungspflichten, einheitli-
che Minderungshöhe und 
-dauer von 30 Prozent für 
drei Monate einführen. 
Bei Meldeversäumnis 

Zustimmung.  
 
Die Maßnahmen sind überfällig, 
um wieder zum Grundsatz „För-
dern und Fordern“ zurückzukeh-
ren und die Integration in Arbeit 
zu stärken. Weitere Maßnahmen 
– insbesondere die Wiederein-
führung des Vermittlungsvor-
rangs – sind jedoch nötig.  
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kann eine Minderungs-
höhe von 30 Prozent für 
einen Monat festgesetzt 
werden. 

− Befähigung der Jobcenter, 
Schwarzarbeit als Pflicht-
verletzung zu ahnden und 
Leistungskürzungen vor-
nehmen zu können (30 
Prozent für drei Monate). 

− Einschränkung der Rege-
lungen für das Schonver-
mögen 

− Instrument der Arbeitsgele-
genheiten (1-Euro-Jobs) 
verstärkt nutzen. 

III. 24 Arbeitsmöglichkeiten und An-
reize zur Beschäftigung Älterer 
ausweiten: 
− Ausnahme von Vorbeschäf-

tigungsverbot, um Befris-
tung des Arbeitsverhältnis-
ses nach Erreichen der Re-
gelaltersgrenze zu ermögli-
chen.  
 
 
 
 
 

 
− AG-Beitrag zur Arbeitslo-

senversicherung nach Errei-
chen der Regelarbeits-
grenze streichen und an AN 
auszahlen 
 

− AG- Beitrag zur Rentenver-
sicherung nach Erreichen 
der Regelarbeitsgrenze 
streichen und an AN aus-
zahlen, wenn der AN sich 

Grundsätzlich Zustimmung. 
 
 

Diese Klarstellungen bzgl. der Be-
fristung von Arbeitsverhältnissen 
nach dem Erreichen der Regelal-
tersgrenze ist zu begrüßen. Das 
Vorbeschäftigungsverbot ist al-
lerdings generell ein Beschäfti-
gungshemmnis, nicht nur bei äl-
teren Arbeitnehmern. Es sollte 
zusätzlich auch für alle Arbeit-
nehmer vor Renteneintritt auf 
eine angemessene Unterbre-
chung von maximal sechs Mona-
ten reduziert werden. 

 
 
 

Der Wegfall der AG-Beiträge zur 
Arbeitslosen und Rentenversi-
cherung wäre sinnvoller und ein-
facher in der Umsetzung.  
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gegen freiwillige Zahlung 
an Rentenversicherung ent-
schieden hat 

 

 
− Schaffung einer neuen Op-

tion für die Vergütung zu-
sätzlicher Arbeitsjahre im 
Rentenalter, Einführung ei-
ner Rentenaufschubprä-
mie. 

 

 
 
 
 

Bei der Aufschubprämie fehlen 
weitere Details (z. B. zur Finan-
zierung), um eine Bewertung 
vornehmen zu können.  

 

III. 25 Den Job-Turbo weiter aus-
bauen (z. B. durch Ausbau von 
berufsbegleitender Aus- und 
Weiterbildung, verpflichtende 
Integrationspraktika oder Ar-
beitgeberförderung). 

Grundsätzlich Zustimmung.  
Um Geflüchtete effektiv in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren, 
muss jedoch der Job-Turbo 
durch zusätzliche finanzielle und 
personelle Ressourcen gestärkt 
werden. Außerdem müssen er-
folgreich erprobte Instrumente 
zur Integration von Geflüchteten 
flächendeckend ausgerollt wer-
den.  

III. 25 Bürokratische Hürden bei der 
Zertifizierung abbauen  

Zustimmung.  

III. 25 Unterstützung und Weiterent-
wicklung von Arbeitsmarkt-
drehscheiben. 

Neutral.  
Für die Bewertung zentral ist das 
tatsächliche Ergebnis und derzeit 
ist nicht absehbar, wie die Um-
setzung tatsächlich erfolgt.  

III. 25 Vernetzung der Dienstleistun-
gen der BA mit bereits etablier-
ten Strukturen, beispielsweise 
vernetzte Bildungsräume/Wei-
terbildungsagenturen. 

Teilweise Zustimmung.  
Einer Vernetzung mit bereits 
etablierten Strukturen ist zu be-
grüßen, allerdings sind Parallel-
strukturen, wie die Schaffung 
von Weiterbildungsagenturen 
klar abzulehnen.  
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III. 26 Fachkräfteeinwanderung ver-
einfachen, stärken und be-
schleunigen: 
− Verlängerung der Bin-

dungsfrist der Vorabzustim-
mung durch die BA 

− Einwanderung in Zeitarbeit 
ermöglichen 

− Beschleunigte Umsetzung 
des Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes 

− Ausweitung der sog. West-
balkanregelung auf weitere 
Staaten und Erhöhung der 
bisherigen Kontingente 

Zustimmung.  
Maßnahmen wie die Möglichkeit der 
Erwerbsmigration in Zeitarbeit sind 
lange überfällig. Auch die Erhöhung 
der Kontingente der Westbalkanrege-
lung ist wichtig, ebenso wie die Aus-
weitung der Regelung auf weitere 
Länder.  

III. 27 Arbeitsaufnahme in Deutsch-
land steuerlich begünstigen: 
neu zugewanderte Fachkräfte 
sollen in den ersten drei Jahren 
30, 20 und 10 Prozent vom 
Bruttolohn steuerfrei erhalten 

Ablehnung. 
Es handelt sich um einen neuen und 
kreativen Vorschlag zur Stärkung der 
Fachkräftezuwanderung. Vieles wird 
von der konkreten Umsetzung abhän-
gen. 
 
Klar ist, dass die Bundesregierung das 
Gleichheitsprinzip nicht aus den Au-
gen verlieren darf. Der Betriebsfrie-
den muss gewahrt bleiben. 
 
Wir sind eher der Meinung, dass eine 
steuerliche Entlastung bei der Ein-
kommenssteuer für alle Beschäftigten 
in Deutschland realisiert werden 
muss. 
 

III. 28 Einführung einer Genehmi-
gungsfiktion für die Beschäfti-
gungserlaubnis.  

Zustimmung.  
Das würde die Erteilung von Arbeits-
erlaubnissen beschleunigen. 

III. 28 Veröffentlichung von Anwen-
dungshinweisen zur Annähe-
rung von Verwaltungspraktiken 
(z. B. regelhaftes Erteilen von 

Zustimmung.  
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Ermessensduldungen während 
der Wartefrist für eine Beschäf-
tigungsduldung).  

   

IV. Ein leistungsfähiger Finanzstandort für eine starke Wirtschaft 

   

IV Nr. 29 Finanzstandort Deutschland 
stärken, Wagniskapital mobili-
sieren 
a. Verbesserung der steuerli-

chen Rahmenbedingungen 
von VC-Investments, insbe-
sondere:  
− Anpassungen bei der 

Besteuerung von Inves-
titionen in gewerbliche 
Personengesellschaften 
durch Fonds, die unter 
das Investmentsteuer-
gesetz fallen, und da-
mit auch in VC-Fonds; 

− Anpassungen bei der 
Besteuerung von Ge-
winnen aus Veräuße-
rungen von Beteiligun-
gen an Kapitalgesell-
schaften, wenn diese 
reinvestiert werden 
(„Roll-Over“); 

b. Möglichkeit englischspra-
chiger Prospekte nebst  
Zusammenfassung; 
dadurch Erleichterung des 
EU-weiten Vertriebs von 
Wertpapieren,  

c. Verkürzung des Prospekt-
billigungsverfahrens auf  
6-8 Wochen 

d. Förderung von Investitio-
nen öffentlicher und 

Zustimmung 
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privater Kapitalsammelstel-
len in risikoreichere Anlage-
klassen wie Infrastruktur- 
oder Venture Capital Pro-
jekte (u.a. durch Änderung 
Anlage-VO) 

 
Zudem wird das Betriebsausga-
benabzugsverbot der Banken-
abgabe aufgehoben. 

IV Nr. 30 Für eine ambitionierte Kapital-
marktunion stark machen 
− Revitalisierung des Verbrie-

fungsmarkts, 
− Entbürokratisierung der Fi-

nanzmarktregulierung, 
ohne den Schutz der Inves-
toren und die Finanzmarkt-
stabilität zu schwächen,  

− Verbesserung der Konver-
genz und Effizienz der Auf-
sicht über Kapitalmärkte in 
der gesamten EU, 
z. B. indem die europäi-
schen Aufsichtsbehörden in 
die Lage versetzt werden, 
die systemisch relevantes-
ten grenzüberschreitenden 
Kapital- und Finanzmarkt-
akteure wirksam zu beauf-
sichtigen mit dem Ziel, die 
Finanzintegration zu stär-
ken und die  
Finanzstabilität zu gewähr-
leisten, die Verfahren zu 
vereinfachen und die Erfül-
lungskosten zu senken,  

− Harmonisierung der rele-
vanten Aspekte des Insol-
venz-, Vertrags- und Steu-
errechts sowie  

Zustimmung mit Einschränkung: 
− Ein wichtiger Teil der Über-Büro-

kratisierung und Innovations-
schwäche des Kapitalmarktes re-
sultiert aus falsch verstandenem 
Verbraucherschutz. Der Schutz-
gedanke muss auf mündigen Ver-
braucher ausgerichtet werden. 

− Bisher sind die europäischen Auf-
sichts-Institutionen selbst für das 
Übermaß an Bürokratie verant-
wortlich. Hier ist der Fokus neu 
auszurichten. 

 
Die Harmonisierungsziele sind für 
eine Bewertung zu vage formuliert. 
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Erhöhung der Attraktivität des 
Kapitalmarkts für Retail-Kun-
den. 

IV Nr. 31 Private Altersvorsorge attraktiv 
gestalten: 
− Einführung eines förderfä-

higen, zertifizierten Alters-
vorsorgedepots 

− Anpassungen bei den Bei-
tragsgarantien ermöglichen 

− Überarbeitung der bAV 

Zustimmung.  
Der Wegfall von Beitragsgarantien 
stärkt das Renditepotenzial von Al-
tersvorsorgeprodukten erheblich. 

IV Nr. 32 Finanzielle Bildung und Aktien-
kultur stärken 
− Nationale Finanzbildungs-

strategie unter Einbindung 
der OECD entwickeln 

− Angebote zur finanziellen 
Bildung über Online-Platt-
formen machen 

Mit der neuen Förderrichtlinie 
zur Forschung zu finanzieller 
Bildung die Datengrundlage in 
Deutschland verbessern 

Grundsätzlich Zustimmung 
Vor allem aber muss der Verbrau-
cherschutz im Finanzmarkt auf den 
mündigen Verbraucher ausgerichtet 
werden. 

IV Nr. 33 Zukunftsfonds beschleunigen 
Die Bundesregierung will über 
die Regelungen des Zukunftsfi-
nanzierungsgesetzes hinaus 
Verbesserungen erreichen, 
u.a.: 
 
a. in Abstimmung mit der KfW 

bis zu 500 Millionen Euro 
der Mittel des Zukunfts-
fonds in den kommenden 
zwei bis drei Jahren über 
die bestehenden Cash-
Flow-Planungen hinaus vor-
gezogen investieren, bei 
Einhaltung bestehender 

Zustimmung. 
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Verwaltungskostenrahmen 
für den Zukunftsfonds 

b. Bitte an die KfW Capital, 
den Markteintritt des Mo-
duls „Direktbeteiligungen“ 
frühestmöglich und auf je-
den Fall bis Ende 2024 si-
cherzustellen 

c. mit dem Modul Direktbe-
teiligungen die Finanzie-
rungslücke insbesondere 
bei großvolumigen Finan-
zierungsrunden von bereits 
über das Fondsportfolio 
der KfW Capital sich im Be-
stand befindlichen Start-
ups in strategisch wichtigen 
Innovations- und Transfor-
mationsbereichen adressie-
ren. 

IV Nr. 34 Exit-Kanäle für Scale-ups stär-
ken. Die Bundesregierung setzt 
sich dafür ein, dass auf europä-
ischer Ebene, unter Federfüh-
rung der EIB-Gruppe, Lösungen 
entwickelt werden, die die Exit-
Finanzierung von Scale-Ups 
verbessern. 

Zustimmung.  
Allerdings fehlen konkrete Lösungs-
vorschläge 

IV Nr. 36 Rahmenbedingungen für Spit-
zenverdiener im Finanzsektor 
flexibilisieren Kündigungs-
schutz für Bezieher sehr hoher 
Einkommen im Finanzsektor lo-
ckern, indem die gegenwärti-
gen Regelungen für Risktaker in 
systemrelevanten Banken auch 
auf nicht-systemrelevante Ban-
ken, Versicherungen, Wertpa-
pierinstitute und Kapitalanlage-
gesellschafen ausgeweitet wer-
den. Dadurch Stärkung des 

Grundsätzliche Zustimmung 
zu wettbewerbsgerechter Regulie-
rung auf dem Feld 
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deutschen Finanzstandorts im 
Wettbewerb mit anderen euro-
päischen Finanzplätzen, die sol-
che Beschränkungen nicht ken-
nen. 

IV Nr. 37 Neue Rechtsform einführen. 
Wie im Koalitionsvertrag vorge-
sehen wird für Unternehmen 
mit gebundenem Vermögen 
eine neue geeignete Rechts-
grundlage geschaffen, die Steu-
ersparkonstruktionen aus-
schließt. Sie bietet Unterneh-
men insbesondere weitere Op-
tionen im Kontext der Welle 
ungeklärter Nachfolgen. Die 
Bundesregierung wird zeitnah 
einen Gesetzentwurf zur weite-
ren Beratung in den Deutschen 
Bundestag einbringen. 

Bewertung erst nach Vorlage kon-
kreter Vorstellungen möglich 

   

V. Leistungsfähiger Energiemarkt für die Wirtschaft von morgen 

   

V. Nr. 38 Strompreispaket verstetigen 
und ausweiten 
– Stromsteuer für bisherigen 

Begünstigtenkreis dauerhaft 
auf EU-Minimum ausweiten 
(bisher bis mindestens Ende 
2025) 

Strompreiskompensation bis 
2030 verlängern (+ 2 Jahre) 

Zustimmung. 
Weitere Anpassungen und Anreize 
sind erforderlich, insbesondere 
− Brückenstrompreis für Unterneh-

men mit hoher Energieintensität 
unabhängig von Größe und Bran-
che 

− Stromsteuerabsenkung für die 
gesamte Wirtschaft 

− Strompreiskompensation so 
lange erhalten, wie zur Sicherung 
der Wettbewerbsfähigkeit not-
wendig 

− Zuschüsse zu den Übertragungs-
netzentgelten und zu den Ver-
teilnetzentgelten, um 
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Planbarkeit und Bezahlbarkeit 
der Stromnetzentgelte zu sichern 

V Nr. 39 Potenzial von Stromspeichern 
nutzen 

- Rahmenbedingungen 
optimieren 

- Pumpspeicher integrie-
ren 

Zustimmung 

V Nr. 40 CO2-Speicherung ermöglichen 
(Bekräftigung der Beschlüsse, 
Ankündigung von Beschleuni-
gungsmaßnahmen für den Auf-
bau der Infrastruktur) 

Zustimmung. 
Zusätzlich halten wir ein möglichst 
technologieoffenes Vorgehen für ge-
boten, insbesondere mit Blick auf 
CCU  

V Nr. 41 Wasserstoffhochlauf beschleu-
nigen 
Bekräftigung der Beschlüsse 

Zustimmung.  
Allerdings ist ein stärkerer Fokus auf 
industrielle Zentren im Süden gebo-
ten. 

V Nr. 42 Neues Marktdesign für Kraft-
werke, Erneuerbare und Flexi-
bilität priorisieren 
– Flexibilität: Hemmnisse ab-

bauen und Anreize setzen 
– EE-Förderung auf Investiti-

onskostenförderung umstel-
len, schnell in Reallaboren 
testen. Keine Einspeisever-
gütung mehr in Zeiten nega-
tiver Preise, Selbstvermark-
tung erleichtern 

Kapazitätsmechanismus soll 
technologieneutral ausgestal-
tet sein und u.a. Wasserkraft 
erfassen 

Grundsätzlich Zustimmung. 
− Bessere Rahmenbedingungen für 

Flexibilität vor allem in der In-
dustrie sind wichtig. 

− Unsere Studie zum Strommarkt-
design (Prognos, Februar 2024) 
zeigt, dass EE auch langfristig 
Förderung benötigen, was ange-
sichts der Ausbaunotwendigkei-
ten bedarfsgerecht sichergestellt 
werden muss. Trotzdem lohnt 
sich eine Erprobung neuer An-
sätze. 

Technologieoffene Ausgestaltung Ka-
pazitätsmechanismus entspricht un-
serer Forderung. Ausschreibungen 
von H2-ready-Gaskraftwerken im 
Umfang von 10 GW ist mittel- bis 
langfristig unzureichend 

V Nr. 43 Ausschreibung von Offshore 
Windkraft evaluieren 

Zustimmung. 
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V Nr. 44 Netzkosten senken (Prüfauf-
trag) 

Vom Ziel her Zustimmung – aller-
dings bleiben die konkreten Maß-
nahmen abzuwarten.  
Konkrete Zusagen für Netzkostenzu-
schüsse lagen schon vor und wurden 
im Zuge der Haushaltskrise zurückge-
nommen. Entlastungen sind mindes-
tens in diesem Umfang erforderlich. 
Da Netz absehbar künftig zu einem 
größeren Kostentreiber wird, ist dar-
über hinaus der auf strukturelle Ver-
besserungen abzielende Ansatz 
grundsätzlich richtig.  

V Nr. 45 Netzausbau staffeln, um Kos-
ten zu senken 

Der Zielsetzung (Redispatch- und 
Netzkosten gering zu halten) ist zuzu-
stimmen, aber das geplante Vorge-
hen (Staffelung?) kann ohne weitere 
Details nicht beurteilt werden. 

V Nr. 46 Gasversorgung sichern und 
diversifizieren 
u.a. Potenziale der heimischen 
Gasproduktion berücksichti-
gen, Potenzial von Biomasse 
nutzen 

Zustimmung. 

V Nr. 47 Fusionsenergie fördern 
- Roadmap Fusionsenergie 
- Forschungsförderung und 
Weg zu Kommerzialisierung 
- Technologieführerschaft 
Deutschland ausbauen 

Grundsätzliche Zustimmung. 
Forschung und Transfer/Anwendung 
sind gleichermaßen zu fördern 

V Nr. 48 Rückerstattung von CO2-Kosten 
beim Export als Ausgleich für 
nationale CO2-Bepreisung 

Zustimmung zum Ziel, 
Wettbewerbsnachteile zu minimie-
ren, aber das bessere (und wesentlich 
unbürokratischere) Mittel wäre ein 
Verzicht auf die nationale CO2-Beprei-
sung – die ohnehin mit Einführung 
des ETS II obsolet wird. 
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V Nr. 49 Dekarbonisierung der Wärme-
versorgung voranbringen: Ge-
othermie voranbringen durch 
Absicherung des Fündigkeitsri-
sikos (mit KfW und Versiche-
rungswirtschaft) 

Zustimmung. 
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